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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Marion STEINER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Benedikta TAURER sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde
von Mag. XXXX , geb. XXXX , gegen den Bescheid des Bundesamtes fUr Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle
Wien, vom 27.02.2019, OB: XXXX , betreffend die Abweisung des Antrages auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung auf Grund
einer Behinderung" in den Behindertenpass, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefuhrer brachte am 30.11.2018 verfahrensgegenstandlichen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der BenlUtzung  offentlicher  Verkehrsmittel ~wegen  dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass beim Bundesamt fir Soziales und
Behindertenwesen (im Folgenden: belangte Behorde) ein.

Seitens der belangten Behérde wurde in Folge eine Arztin fir Allgemeinmedizin um Erstellung eines
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Sachverstandigengutachtens ersucht, um zu beurteilen, ob die medizinischen Voraussetzungen fur die beantragte
Zusatzeintragung vorlagen. In dem eingeholten Sachverstandigengutachten vom 28.01.2019 wurde nach Erstellung
eines Untersuchungsbefundes und einer Diagnoseliste seitens der befassten Arztin im Ergebnis festgehalten, dass dem
Beschwerdefiihrer die Benttzung offentlicher Verkehrsmittel zumutbar sei.

Mit Schreiben vom 29.01.2019 uUbermittelte die belangte Behdérde dem Beschwerdeflihrer das Ergebnis der
Beweisaufnahme zur Kenntnisnahme und raumte ihm die Moglichkeit ein, innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt
dieses Schreibens eine schriftliche Stellungnahme einzubringen. Der Beschwerdefiihrer nahm von der Erstattung einer
solchen Abstand.

Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid der belangten Behdrde vom 27.02.2019 wurde der Antrag auf Vornahme
der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in den Behindertenpass unter Zugrundelegung des
Sachverstandigengutachtens vom 28.01.2019 abgewiesen.

Mit E-Mail vom 17.03.2019 erhob der Beschwerdeflhrer - fristgerecht - das Rechtsmittel der Beschwerde, in der er sich
mit dem Ergebnis als nicht einverstanden zeigte und im Wesentlichen monierte, dass die von ihm vorgelegten Befunde
im Gutachtens angeflihrt, von der Sachverstandigen aber wohl nicht berUcksichtigt worden seien, andernfalls hatte
dies zu einem anderen Ergebnis filhren muissen. Sein Gehbereich sei sehr wohl beschrankt und er habe Probleme
unter anderem beim Gehen, Stehen und Stiegen steigen. Dartber hinaus wohne er stdlich von Wien und die nachste
Haltestelle befinde sich von seinem Wohnort 800 m entfernt. Weiters habe eine Untersuchung ergeben, dass
zusatzlich ein Knorpelschaden im rechten Knie aufgetreten sei, der zusatzliche Probleme und Schmerzen verursache.

Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten wurden von der belangten Behdrde dem
Bundesverwaltungsgericht am 25.04.2019 vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:
Der Beschwerdefiihrer ist Inhaber eines Behindertenpasses.

Er brachte am 30.11.2018 den gegenstandlichen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung" in
den Behindertenpass bei der belangten Behérde ein.

Der Beschwerdefiihrer leidet unter folgenden Funktionseinschrankungen:

1) Prostatakarzinom, Z.n. radikaler Prostatektomie;

2) Chronisch depressive Verstimmung mit leichter phobischer Stérung und Zwangserkrankung
3) Abnutzungen der Wirbelsaule

4) Lumboischialgie

5) Zustand nach Gelenksersatz linke Schulter

6) Diabetes mellitus

7) Divertikulitis Coli

Es liegt ein Dauerzustand vor; eine Nachuntersuchung ist nicht erforderlich.

Es liegt ein guter und stabiler Allgemeinzustand und Erndahrungszustand vor.

Trotz Verschlimmerung des Wirbelsdulenleidens ist das Zurlcklegen einer kurzen Wegstrecke selbststandig moglich.
Dass Ein- und Aussteigen ohne fremde Hilfe ist zumutbar. Das sichere Anhalten ist méglich.
Beim Beschwerdefuhrer liegt keine schwere Erkrankung des Immunsystems vor.

Die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist dem Beschwerdeflihrer zumutbar.

Die Voraussetzungen fur die Vornahme der beantragten Zusatzeintragung liegen zum aktuellen

Entscheidungszeitpunkt nicht vor.



2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen zur gegenstandlichen Antragstellung und zum Vorliegen eines Behindertenpasses ergeben sich aus
dem Akteninhalt.

Die Feststellungen zu den bestehenden Leidenszustanden sowie zum Nichtvorliegen erheblicher - die Unzumutbarkeit
der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel bewirkender - Funktionseinschrankungen griinden sich auf das im Auftrag
der belangten Behdrde eingeholte Gutachten einer Arztin fiir Allgemeinmedizin vom 28.01.2019.

Der vorliegende Sachverstandigenbeweis wird seitens des Bundesverwaltungsgerichtes als vollstandig und schlissig
erachtet. Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf dem im Rahmen einer persdnlichen Untersuchung
erhobenen Befund, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Einbezogen wurden von der befassten Sachverstandigen die vom Beschwerdefihrer im Zuge des Verfahrens
vorgelegten Befunde, die im Ubrigen - entgegen dem Beschwerdevorbringen - nicht in Widerspruch zur
gutachterlichen Beurteilung stehen und kein héheres Funktionsdefizit dokumentieren, als anldsslich der Begutachtung
festgestellt wurde.

Im Gutachten der Sachverstandigen wurde unter Berucksichtigung der festgestellten Leidenszustande detailliert und
nachvollziehbar dargelegt, warum dem Beschwerdefiihrer aus medizinischer Sicht die Benutzung offentlicher
Verkehrsmittel zumutbar ist. So weist der Beschwerdefuhrer ein leicht schlurfendes Gangbild sowie einen leicht nach
vorne gebeugten Oberkdrper auf. Der Beschwerdeflihrer geht jedoch ausreichend sicher und benutzt keinen
Gehbehelf. Trotz Verschlimmerung seines Wirbelsaulenleidens ist das Zurlcklegen einer kurzen Wegstrecke
selbststandig moglich, zumal im Rahmen der durchgefuhrten Untersuchung keine erheblichen sensiblen und
motorischen Ausfdlle feststellbar waren. Beim Beschwerdefihrer sind darlber hinaus ausreichend gute
Kraftverhaltnisse der oberen und unteren Extremitaten feststellbar, sodass das Ein- und Aussteigen ohne fremde Hilfe
zumutbar ist. Ein sicherer Transport in den o6ffentlichen Verkehrsmitteln ist somit wunter Ublichen
Transportbedingungen méglich.

Anhand der Art und Schwere der festgestellten Gesundheitsschadigungen konnten dem Gutachten zufolge somit
weder erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren und oberen Extremitaten oder der Wirbelsdule, der
korperlichen Belastbarkeit, der psychischen, neurologischen oder intellektuellen Fahigkeiten und Funktionen noch eine
hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit oder eine schwere anhaltende Erkrankung des
Immunsystems objektiviert werden. Bei ihren Einschatzungen konnte sich die Sachverstandige auf den von ihr
erhobenen klinischen Untersuchungsbefund einschlieBlich des festgestellten Gangbildes sowie auf die vom
Beschwerdefiihrer vorgelegten medizinischen Beweismittel stitzen.

Die Einwendungen des Beschwerdeflihrers im Rahmen der Beschwerde waren ebenfalls nicht geeignet, den
vorliegenden Sachverstindigenbeweis in Zweifel zu ziehen und eine Anderung des Ermittlungsergebnisses
herbeizufihren, zumal die vom Beschwerdefiihrer vorgebrachten Leidenszustande von der befassten
Sachverstandigen in ihrem Gutachten gehorig gewurdigt wurden.

Dem Einwand des Beschwerdeflihrers, dass die nachste Haltestelle 800 m von seinem Wohnort entfernt sei, ist zu
entgegnen, dass es fur die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich der
Unzumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden
Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen ankommt, nicht aber etwa auf andere Umstande, die die Benltzung
offentlicher Verkehrsmittel erschweren. Aus diesem Grund ist der Umstand betreffend die Entfernung der nachsten
Haltestelle rechtlich nicht von Relevanz und kann daher bei der Beurteilung der Zumutbarkeit der Bentltzung
offentlicher Verkehrsmittel nicht bericksichtigt werden (vgl. VwGH vom 22.10.2002, ZI. 2001/11/0258).

Im Ergebnis gelangte die Sachverstandige in nachvollziehbarer Weise zu dem Schluss, dass eine Unzumutbarkeit der
Benitzung offentlicher Verkehrsmittel aus medizinischer Sicht nicht gegeben ist, zumal das Ausmafl bzw. die
Auswirkungen der vom Beschwerdeflhrer vorgebrachten Leidenszustdnde im Rahmen der klinischen Untersuchung
und anhand der Befundlage in der vom Beschwerdeflhrer subjektiv empfundenen Form nicht objektiviert werden
konnten.


https://www.jusline.at/entscheidung/45453

Die bestehenden Funktionseinschrankungen erreichen - wie dargelegt - kein entsprechend schweres Ausmalf3, um die
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung ¢ffentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass
zum gegenwadrtigen Zeitpunkt zu rechtfertigen.

Der Beschwerdefuhrer, dem es der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zufolge freigestanden ware, durch
Beibringung eines Gegengutachtens eines Sachverstandigen seiner Wahl die getroffenen Einschatzungen des
Sachverstandigen zu entkraften, ist dem eingeholten Sachverstandigengutachten auch nicht auf gleicher fachlicher
Ebene entgegengetreten (vgl. etwa das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 27.06.2000, ZI. 2000/11/0093).

Das Bundesverwaltungsgericht erachtet den vorliegenden Sachverstandigenbeweis fir schlissig, nachvollziehbar und
vollstandig. Das Bundesverwaltungsgericht findet daher auch keinen Anlass zur Annahme, dass das
Sachverstandigengutachten mit den Erfahrungen des Lebens oder den Denkgesetzen in Widerspruch steht und dieses

wird daher in freier Beweiswirdigung der gegenstandlichen Entscheidung zugrunde gelegt.
3. Rechtliche Beurteilung:

GemaB § 6 des Bundesgesetzes Uber die  Organisation des  Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwWGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern

nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemal? § 45 Abs. 3 Bundesbehindertengesetz, BGBI. Nr. 283/1990, idF BGBI. I. Nr. 57/2015, (BBG), hat in Verfahren auf
Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der
Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt

somit Senatszustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013 idFBGBI. | Nr. 122/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR8§ 58 Abs. 2 VwWGVG bleiben entgegenstehende

Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
§8 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemal 8 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.

Gemal 8 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal 8 28 Abs. 2 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maligebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen

Kostenersparnis verbunden ist.
Zu Spruchteil A)
Die gegenstandlich mafRRgeblichen Bestimmungen des Bundesbehindertengesetzes (BBG) lauten auszugsweise:

"8 42. (1) Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine
allféllige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis
von Rechten und Verglinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.
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8 45. (1) Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf
Einschatzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt fur

Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

(2) Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemald Abs. 1 nicht stattgegeben oder der Pass

eingezogen wird.

(3) In Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf
Einschatzung des Grades der Behinderung hat die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu
erfolgen.

(4) Bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemaR Abs. 3 hat eine Vertreterin oder ein Vertreter der
Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger Laienrichter
mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die jeweiligen

Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen."

8§ 47. Der Bundesminister fur Arbeit und Soziales ist ermachtigt, mit Verordnung die naheren Bestimmungen Uber den
nach § 40 auszustellenden Behindertenpal? und damit verbundene Berechtigungen festzusetzen."

8 1 Abs. 2 der Verordnung des Bundesministers fur Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz tiber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, StF: BGBI. Il Nr. 495/2013, lautet auszugsweise:

81 ..
(2) Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist jedenfalls
einzutragen: 1. ....... 2. 3. die Feststellung, dass dem

Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benutzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter
Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist
insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und - erhebliche Einschrankungen der
Funktionen der unteren Extremitaten oder - erhebliche Einschrankungen der korperlichen Belastbarkeit oder -
erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder - eine
schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder - eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder
Taubblindheit nach 8 1 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d

vorliegen.

(3) Grundlage fir die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fiir die in 8 1 Abs. 2 genannten Eintragungen erfillt sind,
bildet ein Gutachten eines arztlichen Sachverstandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen
Beurteilung der Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen
Fachbereichen beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren

therapeutischen Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsméglichkeiten zu berticksichtigen.

Die Verordnung uber die Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen,BGBI. Il 495/2013, ist gemaR & 5
Abs. 1 leg.cit. mit 1. Janner 2014 in Kraft getreten. Die Verordnung uber die Ausstellung von Behindertenpassen, BGBI.
Nr. 86/1991, ist mit Ablauf des 31. Dezember 2013 aul3er Kraft getreten.

Gemal § 1 Abs. 3 der Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpdssen und von Parkausweisen bildet die
Grundlage fir die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fiir die in 8 1 Abs. 2 genannten Eintragungen erfiillt sind, ein
Gutachten eines arztlichen Sachverstandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen

Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmaéglichkeiten zu berutcksichtigten.

Um die Frage der Zumutbarkeit der Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die Behdérde nach
standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner

Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die
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Zumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern nicht die Unzumutbarkeit der Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf
es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der BenUtzung
offentlicher  Verkehrsmittel ~wegen dauernder Gesundheitsschadigung" regelmaBBig eines  arztlichen
Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die BenUtzung
offentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behérde in die Lage
versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die Benultzung Offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VwGH 23.02.2011, 2007/11/0142, und die dort zitierten Erkenntnisse vom
18.12.2006, 2006/11/0211, und vom 17.11.2009, 2006/11/0178, jeweils mwN.).

Ein solches Sachverstandigengutachten muss sich mit der Frage befassen, ob der Antragsteller dauernd an seiner
Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die
Zumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel auswirkt (VwGH 20.03.2001, 2000/11/0321). Dabei ist auf die
konkrete Fahigkeit des Beschwerdeflhrers zur Benitzung Offentlicher Verkehrsmittel einzugehen, dies unter
BerUcksichtigung der hierbei zurlickzulegenden gréRBeren Entfernungen, der zu Uberwindenden Niveauunterschiede
beim Aus- und Einsteigen, der Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei notwendig werdender
Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt etc. (VwGH 22.10.2002, 2001/11/0242; VwGH 14.05.2009,
2007/11/0080).

Wie oben unter Punkt I.2. eingehend ausgefihrt wurde, werden der gegenstandlichen Entscheidung das durch die
belangte Behdrde eingeholte allgemeinmedizinische Sachverstandigengutacht vom 28.01.2019 zu Grunde gelegt. In
diesem wird schlissig und nachvollziehbar verneint, dass die beim Beschwerdefihrer vorliegenden
Funktionseinschrankungen die Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitdtseinschrankung auf Grund einer Behinderung" in den Behindertenpass
rechtfertigen.

Wie ebenfalls bereits oben im Rahmen der Beweiswlrdigung dargelegt wurde, waren die in der Beschwerde
erhobenen Einwendungen nicht geeignet, das vorliegende Gutachten zu entkraften. Neue Befunde, welche das
Gutachten entkraften hatten kénnen, wurden nicht vorgelegt. Es ist daher im Beschwerdefall davon auszugehen, dass
dem Beschwerdefiihrer zum aktuellen Entscheidungszeitpunkt die Benttzung o6ffentlicher Verkehrsmittel zumutbar
ist.

Im Ubrigen ist darauf hinzuweisen, dass bei einer spateren Verschlechterung des Leidenszustandes die neuerliche
Prifung der "Unzumutbarkeit der Benitzung oOffentlicher Verkehrsmittel" nach Maligabe des§ 41 Abs.2 BBG in
Betracht kommt.

Die Beschwerde war daher spruchgemal abzuweisen.
Zum Entfall einer mundlichen Verhandlung:

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufthren.

Gemals § 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zuriickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fUr rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zurlickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemald § 24 Abs. 3 VWGVG hat der Beschwerdefihrer die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurlickgezogen werden.

GemaR 8§ 24 Abs. 4 VWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
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dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.

Der EGMR hat in seinen Entscheidungen vom 10. Mai 2007, Nr. 7401/04 (Hofbauer/Osterreich Nr. 2), und vom 3. Mai
2007, Nr. 17.912/05 (Bosch/Osterreich), unter Hinweis auf seine friihere Rechtsprechung dargelegt, dass der
Beschwerdefiihrer grundsatzlich ein Recht auf eine mandliche Verhandlung vor einem Tribunal hat, aulRer es lagen
auBergewohnliche Umstande vor, die eine Ausnahme davon rechtfertigten. Der EGMR hat das Vorliegen solcher
auBergewohnlichen Umstande angenommen, wenn das Verfahren ausschlie3lich rechtliche oder "hoch-technische"
Fragen ("exclusively legal or highly technical questions") betrifft. Der Gerichtshof verwies im Zusammenhang mit
Verfahren betreffend ziemlich technische Angelegenheiten ("rather technical nature of disputes") auch auf das
Bedirfnis der nationalen Behdrden nach zweckmaRiger und wirtschaftlicher Vorgangsweise, das angesichts der
sonstigen Umstande des Falles zum Absehen von einer mundlichen Verhandlung berechtige (VwWGH 03.10.2013,
2012/06/0221).

In seinem Urteil vom 18. Juli 2013, Nr. 56.422/09 (Schadler-Eberle/Liechtenstein) hat der EGMR in Weiterfihrung seiner
bisherigen Judikatur dargelegt, dass es Verfahren gebe, in denen eine Verhandlung nicht geboten sei, etwa wenn keine
Fragen der Beweiswlrdigung auftraten oder die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten seien, sodass eine
Verhandlung nicht notwendig sei und das Gericht auf Grund des schriftlichen Vorbringens und der schriftlichen
Unterlagen entscheiden kénne (VwWGH 03.10.2013, 2012/06/0221).

Im gegenstandlichen Fall wurde die Frage der Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel betreffend
den Beschwerdefuhrer unter Mitwirkung eines arztlichen Sachverstandigen Uberpriift. Der entscheidungsrelevante
Sachverhalt ist vor dem Hintergrund des vorliegenden, nicht ausreichend substantiiert bestrittenen schlissigen
Sachverstandigenbeweises geklart, sodass im Sinne der Judikatur des EGMR und der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes (vgl. das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16.12.2013, ZI. 2011/11/0180) eine
mundliche Verhandlung nicht geboten war. Art. 6 EMRK bzw. Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen
Union stehen somit dem Absehen von einer miindlichen Verhandlung gemaf3 § 24 Abs. 4 VwWGVG nicht entgegen.

Zu Spruchteil B)

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemalR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Dieser Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen Rechtsprechung, des
Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.
Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht
konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine
ohnehin klare Rechtslage stutzen.
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